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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Vorschläge für eine Überprüfung der Finanzierung der Prämienverbilligung erwünschte
sich Ruth Humbel (cvp, AG) mit einem Postulat. So soll die Finanzierung der
Prämienverbilligung durch Bund und Kantone effektiver und ausgewogener gestaltet
werden, zum Beispiel durch eine Wiedereinführung der Koppelung des Bundesanteils
an den Finanzierungsbeitrag der Kantone. Dieses vor der NFA geltende System sei
deutlich fairer gewesen als das heutige System. So könne nicht nur der Bund die
Gesundheitskosten durch die Definition des Leistungskatalogs beeinflussen, sondern
auch die Kantone durch die Spitalplanung und die Tarife der kantonalen
Leistungserbringer. Folglich sollen sich die Kantone in gleichem Masse beteiligen wie
der Bund. Seit der Entflechtung durch die NFA haben aber zahlreiche Kantone ihre
Anteile reduziert, so dass der gesamte Anteil des Kantonsbeitrags von 50 Prozent (2010)
auf 44 Prozent (2014) gesunken ist. Der Bundesrat verwies darauf, dass das KVG die
Kantone verpflichte, „den Versicherten in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen
Prämienverbilligungen zu gewähren“, wobei die Prämienverbilligungen von Kindern und
jungen Erwachsenen in Ausbildung sogar noch erhöht worden sind. Da
Prämienverbilligungen, Ergänzungsleistungen, Sozialhilfe und die kantonale
Steuerpolitik eng zusammenhängen und aufeinander abgestimmt werden müssen, habe
der Bund den Kantonen bei den Prämienverbilligungen viele Freiheiten gelassen. Den
nun beobachtbaren Rückzug der Kantone halte aber auch der Bundesrat für
problematisch. Folglich empfahl er das Postulat zur Annahme, wobei er bei der
Ausarbeitung eines entsprechenden Berichts auch die Arbeiten von Bund und Kantonen
zur Motion der FK-NR „Aufgabentrennung zwischen Bund und Kantonen“ sowie ein
Postulat der Grünen Fraktion zur Vereinheitlichung der Prämienverbilligungen
berücksichtigen möchte. Stillschweigend nahm der Nationalrat das Postulat an. 1

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Mai 2020 legte der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats Humbel (cvp, AG) den
Bericht zur Überprüfung der Finanzierung der Prämienverbilligung vor, der
insbesondere die Frage stellte, wie die individuelle Prämienverbilligung (IPV) effektiver
und ausgewogener gestaltet werden kann. Eine Neuorganisation der
Prämienverbilligungen sei gemäss Bericht einerseits aufgrund der Motion der FK-NR
(Mo. 13.3363) nötig geworden. Im dazu erschienenen Bericht hatten nämlich Bund und
Kantone entschieden, die IPV zukünftig als Verbundaufgabe mit gemeinsamer
Finanzierungsverantwortung und je hälftigen Beiträgen weiterzuführen. Andererseits
hatten viele Kantone als Folge der Neugestaltung des Finanzausgleichs 2008 und des
Wegfalls der Abhängigkeit der Kantons- von den Bundesbeiträgen ihre Beiträge zur IPV
gesenkt, wie der Bundesrat in seinem Bericht weiter ausführte: Der durchschnittliche
Kantonsanteil an den OKP-Bruttokosten sei zwischen 2010 und 2020 von 7.9 Prozent
auf 5.5. Prozent gesunken; der Anteil der Kantone an der Prämienverbilligung habe in
demselben Zeitraum von ungefähr 50 Prozent auf 41.9 Prozent abgenommen. Dabei
gebe es grosse Unterschiede zwischen den Kantonen: Während der Kanton Basel-Stadt
2018 66 Prozent der IPV übernehme, seien es bei den Kantonen Nidwalden (8.1%), Bern
(12.2%) und Appenzell Inneroden (19.5%) deutlich weniger. Der Bund übernimmt jeweils
7.5 Prozent der Bruttokosten der OKP für die IPV. 
Neben der Höhe des Kantonsanteils ist gemäss Bericht vor allem die Höhe der
verbleibenden Prämienbelastung der Haushalte für die Beurteilung der Leistungen der
Kantone relevant. Diese stieg zwischen 2010 und 2017 insgesamt von 10 Prozent auf 14
Prozent an, während der Anteil Bezügerinnen und Bezüger von knapp 33 Prozent auf
26.4 Prozent sank. Auch hier bestehen grosse Unterschiede zwischen den Kantonen: Im
Kanton Luzern beziehen 19 Prozent der Bevölkerung IPV, im Kanton Schaffhausen 35
Prozent. Über die Zeit angestiegen ist der Anteil IPV-Beziehende, die gleichzeitig auf
Sozialhilfe oder EL angewiesen sind: 2008 waren es 22.8 Prozent, 2020 sind es 32
Prozent aller IPV-Beziehenden. 2017 wurden 55 Prozent aller IPV-Ausgaben an
Sozialhilfe- oder EL-Beziehende ausbezahlt. 
Dass die IPV-Reduktionen durch die Kantone nicht ungehindert möglich sind, zeigte das
Bundesgerichtsurteil vom Januar 2019, welches der Bericht ebenfalls aufnahm.
Demnach sind die Kantone verpflichtet, für untere und mittlere Einkommen die
Prämien von Kindern und jungen Erwachsenen in Ausbildung um mindestens 50 Prozent

POSTULAT
DATUM: 20.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



zu verbilligen. Die Schwelle für diese Verbilligung hatte der Kanton Luzern gemäss
Bundesgericht zu niedrig angesetzt. In der Folge mussten mehrere Kantone ihre
Bestimmungen zur IPV ändern oder überprüfen. 

Abschliessend diskutierte der Bericht drei Varianten für eine ausgewogene
Finanzierung der IPV. 
Die erste Variante sah eine Koppelung des Bundesbeitrags an den Kantonsbeitrag vor,
wie er vor der NFA gegolten hatte und vom Postulat Humbel, das dem Bericht zugrunde
lag, gefordert worden war. In dieser Variante würde der Bund nicht mehr fix 7.5 Prozent
der Bruttokosten, sondern einfach gleich viel bezahlen wie der entsprechende Kanton.
Wollten die Kantone mindestens diese 7.5 Prozent durch den Bundesrat bezahlt haben,
hätten 20 Kantone 2017 insgesamt CHF 1 Mrd. mehr an Prämienverbilligungen bezahlen
müssen. Der Bundesrat hatte jedoch bereits im Rahmen der erwähnten Motion der FK-
NR (Mo. 13.3363) erklärt, dass er eine Rückkehr zu diesem System ablehne. 
Die zweite Variante beinhaltete eine Koppelung des Kantonsanteils an die Bruttokosten.
Der Mindestbeitrag jedes Kantons würde dabei anhand der verbleibenden
Prämienbelastung in Prozent des verfügbaren Einkommens berechnet. Dabei gäbe es
drei Gruppen von Kantonen: Kantone mit einer verbleibenden Prämienbelastung unter
10 Prozent müssten mindestens 4 Prozent der OKP-Bruttokosten übernehmen. Kantone
mit einer Prämienbelastungen zwischen 10 und 14 Prozent wären für 5 Prozent der OKP-
Bruttokosten zuständig und Kantone mit über 14 Prozent Prämienbelastung müssten 7.5
Prozent bezahlen, wie der Bund auch. Mit dieser Variante hätten 2017 17 Kantone
zusätzlich CHF 777 Mio. bezahlen müssen. 
Die dritte Variante beruhte auf einer Koppelung des Kantonsanteils an die kantonalen
Bruttokosten. Wie der Bundesrat würden somit auch die Kantone mindestens 7.5
Prozent der kantonalen OKP-Bruttokosten übernehmen. 21 Kantone hätten dabei 2017
Mehrleistungen von CHF 923 Mio. erbringen müssen. Dieser Betrag würde sich für alle
Kantone vom Betrag der ersten Version unterscheiden, weil hier 7.5 Prozent der
kantonalen Bruttokosten, bei Variante 1 aber der der mittleren Wohnbevölkerung des
Kantons entsprechende Anteil an den nationalen Bruttokosten übernommen werden
müsste.
Die erste Variante habe den Vorteil, dass die Finanzautonomie der Kantone gewahrt
werde, jedoch trage sie den unterschiedlichen kantonalen Gesundheitskosten und
verbleibenden Prämienbelastungen nicht Rechnung. Letzteres sei auch das Problem
der dritten Variante, während die zweite Variante zwar die Prämienbelastung
berücksichtige, der Bund jedoch eine Mindestfinanzierung definiere, resümierte der
Bundesrat. 2

1) AB NR, 2017, S. 2189
2) Bericht des BR zur Überprüfung der Finanzierung der Prämienverbilligung
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